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Kapitel 7: Diskriminierung beenden: gleiche Rechte für alle verwirklichen 1 

7.1 Feministische Politik für ein sorgendes NRW 2 

Unsere Welt ist zunehmend geprägt von Unsicherheiten. Dazu gehören Wirtschaftskrisen 3 
und Kriege ebenso wie die fortschreitende Klimakrise. 4 

Inmitten dieser Krisen versprechen rechte und autoritäre Kräfte Stabilität und Sicherheit in 5 
Form von Rückschritten hin zu vergangenen Zeiten. Sie greifen die Rechte von Frauen, 6 
queeren Menschen Migrant*innen sowie trans* Personen oder Menschen mit Behinderung 7 
an und präsentieren sie als Feindbilder, die angeblich schuld seien an den 8 
Unsicherheitsgefühlen in der Bevölkerung.  9 

Als linke Feminist*innen treten wir dieser Politik der Ungleichheit gemeinsam mit anderen 10 
betroffenen Personengruppen entgegen und streiten für die Gleichberechtigung und 11 
Menschenrechte aller. 12 

Wenn wir von Geschlechtergerechtigkeit sprechen, zielen wir nicht nur auf Gleichstellung in 13 
einzelnen Bereichen ab. Wir wollen die Verhältnisse überwinden, die Menschen aufgrund 14 
ihres Geschlechts diskriminieren, ihnen gleiche Teilhabe und die freie Wahl von 15 
Lebensentwürfen verwehren. Unser linker Feminismus nimmt unterschiedliche 16 
Lebensrealitäten und Mehrfachdiskriminierung in den Blick. Von Rassismus betroffene oder 17 
arme Frauen sowie queere Menschen und Menschen mit Behinderungen sind häufig 18 
mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt. Aufgrund dessen benötigen sie einen besonderen 19 
Schutz, gezielte Unterstützung und den Abbau struktureller Barrieren. 20 

Wir wollen für Frauenprojekte und Frauenhäuser, bezahlbaren Wohnraum, sowie eine gute 21 
Bildung und Pflege streiten, statt für Panzer und Kasernen. 22 

In diesem Kapitel fokussieren wir auf die Verbesserung des Lebens von Frauen in 23 
Nordrhein-Westfalen und machen dazu Vorschläge, die wir im Landtag umsetzen wollen. 24 
Denn noch immer wird vielen Frauen das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben verwehrt. 25 
Das betrifft die Arbeitswelt ebenso wie das Gesundheitswesen, Bildung und Erziehung und 26 
nicht zuletzt den Schutz vor Machtmissbrauch und Gewalt. Als Linke setzen uns für die 27 
umfassende Gleichstellung aller Geschlechter an. 28 

7.1.1 Zeit und Arbeit fair verteilen 29 

Ungerechtigkeiten zwischen den Geschlechtern sind immer noch aktuell. Viele Tätigkeiten, 30 
die unsere Gesellschaft zusammenhalten, werden überwiegend von Frauen ausgeübt. Dazu 31 
gehören etwa Pflege- und Erziehungsberufe. Sie werden weniger anerkannt und schlechter 32 
bezahlt als Tätigkeiten beispielsweise in der Produktion oder bei Professuren an 33 
Universitäten. 34 

Frauen leisten insgesamt den größten Teil der Sorgearbeit, sowohl bezahlte als auch 35 
unbezahlte Dabei sind sie häufig von Armut oder ökonomischer Abhängigkeit betroffen.  36 

Im Jahr 2024 arbeiteten in NRW laut Bundesagentur für Arbeit rund 60 % der Frauen in 37 
Teilzeit oder Minijobs, bei Männern waren es rund 23 %. Dabei arbeiten Frauen vor allem in 38 
systemrelevanten und zugleich unterbezahlten Berufen. Fast jede dritte Frau in NRW 39 
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arbeitet im Niedriglohnsektor. Der Gender Pay Gap lag in NRW im Jahr 2025 bei rund 15 %. 40 
Unter Berücksichtigung von Faktoren wie Arbeitszeit, Beruf oder Qualifikation betrug er 41 
bereinigt etwa 6 %. Damit verdienten Frauen durchschnittlich 4,04 € brutto pro Stunde 42 
weniger als Männer (Statistisches Landesamt NRW). Wir fordern gleichwertigen Lohn für 43 
gleichwertige Arbeit, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und eine faire Aufteilung von 44 
Sorgearbeit. Wir setzen uns für die Arbeitskämpfe von Frauen ein und wollen diese sichtbar 45 
machen. 46 

Wo das Land NRW selbst Arbeitgeber ist, öffentliche Mittel vergibt oder über Gesetze 47 
Rahmenbedingungen formuliert, treten wir für eine Aufwertung von Arbeit ein, die vielfach 48 
von Frauen geleistet wird. 49 

Als Linke wollen wir: 50 
• den Arbeitskämpfen und Streiks von Frauen im Landtag eine Stimme geben, wie 51 

beispielsweise den Beschäftigten in den Universitätskliniken 52 
• die Erhöhung des Anteils von Frauen in Fach- und Führungspositionen im öffentlichen 53 

Dienst und landeseigenen Unternehmen 54 
• den Einfluss des Landtags nutzen für die Aufwertung von Lohn und 55 

Arbeitsbedingungen in Berufen mit hohem Frauenanteil, etwa Pflege, Reinigung, 56 
Sozial- und Erziehungsberufe und bei den Hebammen 57 

• den Ausbau und finanzielle Förderung von Programmen, die Frauen den Zugang zu 58 
und den Aufstieg in qualifizierte Arbeit erleichtern 59 

• die Verbesserung der Infrastruktur für Kinderbetreuung, Pflege und 60 
Unterstützungsangebote für pflegende Angehörige 61 

7.1.2 Gewaltfrei leben können 62 

Sexualisierte Gewalt bis hin zu Femiziden, also der Tötung von Frauen und Mädchen 63 
aufgrund ihres Geschlechts, darf in unserer Gesellschaft keinen Platz haben. Gewalt gegen 64 
Frauen, Mädchen, nicht-binäre, intergeschlechtliche und trans* Personen ist keine 65 
Privatsache, sondern Ergebnis der gesellschaftlichen Macht- und Ressourcenverteilung. 66 
Politik muss Gewalt wirksam bekämpfen und den Schutz und die Unterstützung von 67 
Betroffenen gewährleisten.  68 

Die Istanbul-Konvention des Europarats (Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung 69 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt) verpflichtet Bund, Länder und Kommunen 70 
seit 2018 zu einer koordinierten Gesamtstrategie zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen. 71 
Die Konvention empfiehlt einen Schutzplatz in Frauenhäusern pro 10.000 Einwohner*innen. 72 
In NRW fehlen demnach rund 1.200 Schutzplätze (laut der LAG Autonomer Frauenhäuser 73 
NRW). Allein im Jahr 2024 erhielten 6135 Frauen keinen Platz in einem Frauenhaus 74 
(Familien- und Gleichstellungsministerium), weil es, insbesondere in den Ballungsräumen, 75 
keine ausreichenden Kapazitäten gibt.  76 

Der Schutz vor Gewalt darf nicht vom Einkommen oder dem aufenthaltsrechtlichen Status 77 
der Betroffenen abhängig sein. Wir wollen, dass das Land NRW sich im Bundesrat für eine 78 
Ausweitung des Gewalthilfegesetzes einsetzt, damit trans-, intergeschlechtliche und nicht-79 
binäre Menschen sowie geflüchtete und migrierte Betroffene geschlechtsspezifischer 80 
Gewalt einen gleichberechtigten Zugang zu Schutz- und Unterstützungsangeboten erhalten.  81 
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Als Linke wollen wir: 82 
• ein Gewalthilfegesetz auf Landesebene, sowie die Vorgaben der Istanbul-Konvention 83 

konsequent umsetzen, ausreichend Schutzplätze schaffen und die Finanzierung 84 
dauerhaft sichern 85 

• die Förderung von Beratungsangeboten für Frauen unabhängig von ihrem 86 
Aufenthaltsstatus  87 

• den Ausbau von zuverlässig finanzierten Beratungsstellen, Frauen-Notrufe und 88 
spezialisierte Fachberatungsangebote auch im ländlichen Raum 89 

• präventive Ansätze stärken, Arbeit mit Täter*innen im Kontext häuslicher Gewalt 90 
dauerhaft institutionell absichern 91 

• die gezielte Aufklärung und Weiterbildung, insbesondere in Schulen, über Sexismus, 92 
häusliche Gewalt und stereotype Rollenbilder 93 

• die Verankerung von konsequentem Gewaltschutz für Menschen mit Behinderungen 94 

7.1.3 Sexismus die rote Karte zeigen 95 

Sexismus prägt unseren Alltag in allen Lebensbereichen: in der Familie, in 96 
Bildungseinrichtungen, in den Medien und im öffentlichen Raum. Geschlechterstereotype 97 
und traditionelle Rollenbilder beeinflussen, welche Erwartungen an Menschen gestellt 98 
werden, welche Berufe sie ergreifen und wie Sorgearbeit verteilt wird. Sie schränken die 99 
Freiheit aller Menschen ein und tragen dazu bei, dass sich Ungleichheiten verfestigen. Diese 100 
Vorstellungen werden durch Erziehung, Sozialisation und gesellschaftliche Strukturen 101 
weitergegeben und Ungleichheit so verfestigt. Der Angriff auf Demokratie und 102 
Menschenrechte durch den erstarkenden Rechtsextremismus und ist auch eine Bedrohung 103 
für die Freiheit und Unabhängigkeit von Frauen und Mädchen. 104 

Wir wollen eine Gesellschaft, in der nicht nur Frauen die Sorgearbeit übernehmen, sondern 105 
alle Menschen sinn- und verantwortungsvoll an den Produktions- und 106 
Reproduktionsprozessen in unserer Gesellschaft beteiligt sind. Ein gutes Leben für alle 107 
bedeutet, individuelle Lebens-, Liebes und Familienformen leben zu können. Wir wollen die 108 
Festigung einschränkender Rollenbilder aufbrechen und damit mehr Raum für Vielfalt, 109 
Selbstbestimmung und gleiche Teilhabe schaffen. 110 

Als Linke wollen wir: 111 
• Geschlechterstereotype in Bildung und Erziehung abbauen und 112 

geschlechterreflektierende Pädagogik stärken 113 
• Lehr- und Lernmaterialien frei von diskriminierenden Vorstellungen gestalten 114 
• Lehrkräfte, Erzieher*innen und pädagogische Fachkräfte zu Sexismus, Diversität und 115 

geschlechtersensibler Bildung aus- und fortbilden 116 
• das Verbot von sexistischer Werbung auf landeseigenen Werbeflächen und 117 

Einrichtungen 118 
• Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität 119 

konsequent entgegenwirken und die Akzeptanz vielfältiger Lebensweisen fördern 120 

7.1.4 Geschlechtergerechte Gesundheitsversorgung rettet Leben 121 

Insbesondere Frauen, trans, migrantische und behinderte Menschen werden in der 122 
Gesundheitsversorgung diskriminiert. Geschlechtsspezifische Unterschiede in Medizin und 123 
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Gesundheit werden immer noch nicht ausreichend erforscht und berücksichtigt. Forschung 124 
zu geschlechtsspezifischen Erkrankungen werden unterfinanziert und Medikamente 125 
überwiegend auf männlichen Studiendaten entwickelt. Das führt zu strukturellen 126 
Versorgungslücken, die auch als Gender Health Gap bezeichnet werden. Herzinfarkte bei 127 
Frauen werden seltener erkannt, ME/CFS-Erkrankte werden nicht ernstgenommen, 128 
Endometriose bleibt untererforscht. Die Folgen können unter anderem lebensbedrohlich 129 
sein. 130 

Wir wollen eine Gesundheitsversorgung, die die Lebensrealitäten aller Menschen 131 
miteinbezieht. Deshalb setzen wir uns für die Verankerung geschlechter- und 132 
diversitätssensibler Medizin in Studium, Ausbildung und Fortbildung aller Gesundheitsberufe 133 
ein.  134 

Zu einer guten Gesundheitsversorgung und selbstbestimmten Sexualität gehört auch 135 
Wahlfreiheit und soziale Gerechtigkeit. Der Zugang zu Verhütungsmitteln darf nicht vom 136 
Geldbeutel abhängen. Wir fordern, dass Informationsangebote für reproduktive 137 
Selbstbestimmung gestärkt werden. Schwangerschaftsabbrüche sind Teil medizinischer 138 
Grundversorgung. Wir setzen uns auch für einen selbstbestimmten Zugang von Frauen egal 139 
welchen Alters zum Eingriff der Sterilisierung ein.  Der Zugang dazu muss flächendeckend 140 
und sicher gegeben sein. Auf Bundesebene fordern wir weiterhin die Abschaffung von §218 141 
StGB. Weder der Geldbeutel noch das Geschlecht, eine Behinderung, die Herkunft oder 142 
geschlechtliche Identität dürfen darüber entscheiden, wie gut Menschen medizinisch 143 
versorgt werden.  144 

Als Linke wollen wir: 145 
• Landesförderprogramme für Forschung zu Frauengesundheit und untererforschten 146 

Erkrankungen stärken 147 
• den Kostenfreien Zugang zu Verhütungsmitteln 148 
• die Verankerung von Geschlechter- und diversitätssensibler Medizin in Lehrplänen 149 

von Ausbildungen aller Gesundheitsberufe 150 
• weltanschaulich neutrale Schwangerschaftskonfliktberatung ohne Androhung von 151 

Strafen flächendeckend sichern  152 
• die Sicherstellung flächendeckender medizinischer Angebote zur Durchführung von 153 

Schwangerschaftsabbrüchen und 154 
• den Erhalt von städtischen Kliniken und Geburtsstationen 155 

7.1.5 Gute Geburtshilfe für Alle 156 

Wir setzen uns für eine flächendeckenden Versorgung für Schwangere und Familien ein. 157 
Dafür sind gut ausreichend gut ausgebildete und angemessen bezahlte Hebammen 158 
besonders wichtig. Aufgrund der hohen Haftpflichtprämien sehen sich immer mehr 159 
Hebammen gezwungen, die freiberuflichen Geburtshilfe aufzugeben.  160 

Bereits heute findet nicht mehr jede Schwangere eine Hebamme für die Vorsorge, die 161 
Wochenbettbetreuung oder eine außerklinische Geburt. Insbesondere im ländlichen Raum in 162 
NRW verschlechtert sich die Versorgungslage zunehmen, da bereits Kreißsäle schließen 163 
mussten. Nur noch rund 38% Prozent der Krankenhäuser verfügen derzeit über eine 164 
geburtshilfliche Abteilung (Statistisches Landesamt NRW). Seit 2007 wurden in NRW rund 165 
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60 Kreißsäle geschlossen, neun davon allein seit 2024 (Landesverband der Hebammen NRW 166 
e.V.). Der seit Ende 2025 geltende Hebammenhilfevetrag verschärft die Problematik und 167 
schafft weitere Unsicherheiten bei Hebammen und Schwangeren. Auf Bundesebene setzen 168 
wir uns deswegen für nachhaltigere Lösungen ein. Hebammen sind systemrelevant und 169 
unverzichtbarer Teil der gesundheitlichen Versorgung von Schwangeren. Wir fordern eine 170 
wohnortnahe, ausfinanzierte und gut ausgestattete, selbstbestimmte Geburts- und 171 
Wochenbettbetreuung.  172 

Als Linke wollen wir: 173 
• Geburtshilfestationen erhalten und ausbauen 174 
• Beratungs-, Therapie- und Nachsorgeangebote für Menschen mit traumatischen 175 

Geburtserfahrungen und Wochenbettdepressionen 176 
• freiberufliche Hebammen durch Landesprogramme finanziell stärken und ihre 177 

Arbeitsbedingungen verbessern 178 
• die Wahlfreiheit des Geburtsortes sicherstellen 179 

7.1.6 Gute Bedingungen für Alleinerziehende schaffen 180 

Alleinerziehende sind besonders häufig von prekären Arbeitsbedingungen und schlechter 181 
Bezahlung betroffen. In NRW sind mehr als 88 % der Alleinerziehenden Frauen 182 
(„Alleinerziehend – Situation und Bedarfe“ des VAMV e.V.). Die strukturelle Benachteiligung 183 
und ungleich verteilte Sorgearbeit schränkt Bildungs- und Erwerbsmöglichkeiten ein, 184 
erschwert gesellschaftliche Teilhabe und wirkt sich auf Lebens- und Zukunftschancen ihrer 185 
Kinder aus. Die dauerhafte Mehrbelastung führt nicht selten zu erheblichen psychischen und 186 
gesundheitlichen Belastungen.  187 

Als Linke wollen wir: 188 
• Landesprogramme für Alleinerziehende fortführen und ausbauen: bessere 189 

Möglichkeiten Schul- und Berufsabschlüsse nachzuholen, mehr 190 
Teilzeitausbildungsplätze sowie eine verlässliche, langfristige Begleitung und 191 
Beratung 192 

• die Aufnahme und Ausübung von Erwerbsarbeit sowie die Teilhabe am 193 
gesellschaftlichen Leben erleichtern, indem Kinderbetreuung bedarfsorientiert 194 
ausgebaut wird 195 

• zielgruppenorientierte Angebote für geflüchtete Alleinerziehende, um Spracherwerb 196 
und berufliche Qualifizierung niedrigschwellig zu gewährleisten 197 

• die Verlässliche Finanzierung von Elternzentren sicherstellen 198 
• die Selbsthilfenetzwerke Alleinerziehender unterstützen 199 

7.1.7 NRW muss ein sorgendes Land werden 200 

Gutes und erfülltes Leben darf keine Frage von Einkommen, Herkunft, Geschlecht oder 201 
Wohnort sein. Während Milliarden für Unternehmensförderung und Aufrüstung bereitgestellt 202 
werden, fehlt es vielerorts an Kitas, Beratungsstellen, Schutzräumen, bezahlbarem 203 
Wohnraum oder sozialen Treffpunkten ohne Konsumzwang in den Stadtteilen.  204 

Wir wollen NRW als ein sorgendes Land, das sich an den Bedürfnissen der Menschen 205 
orientiert. Sorgearbeit ist keine private Aufgabe, sondern Grundlage unseres 206 
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gesellschaftlichen Zusammenlebens. Wer Menschen versorgt, begleitet, pflegt, erzieht oder 207 
unterstützt, leistet einen unverzichtbaren Beitrag für unsere Gesellschaft.  208 

Ein sorgendes NRW bedeutet für uns auch öffentliche Infrastruktur stärken statt 209 
privatisieren. Gesundheitsversorgung, Pflege, Bildung, Mobilität und Wohnen gehören zur 210 
Daseinsvorsorge. Sie müssen für alle erreichbar, bezahlbar und barrierefrei sein. Besonders 211 
im ländlichen Raum dürfen Menschen nicht abgehängt werden.  212 

Wir wollen Nachbarschaften stärken, statt Menschen zu isolieren. Wir setzen uns für 213 
wohnortnahe Strukturen ein, damit die Wege kürzer und der Alltag einfacher werden. 214 
Betreuung, Gesundheitsversorgung, Freizeitangebote und soziale Unterstützung müssen 215 
wohnortnah, barrierefrei und mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sein. Gute Bus- und 216 
Bahnverbindungen, sichere Fuß- und Radwege und eine soziale Verkehrspolitik gehören zu 217 
einem sorgenden NRW genauso wie eine feministische Stadt- und Regionalplanung. 218 

Als Linke wollen wir: 219 
• die öffentliche Infrastruktur stärken und Privatisierung in der Daseinsvorsorge 220 

entgegenwirken 221 
• Gesundheitszentren, soziale Treffpunkte, Beratungsangebote und kulturelle Räume in 222 

allen Regionen des Landes bedarfsgerecht ausbauen und langfristig sichern 223 
• Gemeinschaftszentren, Frauencafés, Mehrgenerationenhäuser, Jugendtreffs und 224 

queere Begegnungsorte verlässlich finanzieren und ausbauen 225 

 226 
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7.2 Queeres Leben stärken und schützen 227 

Queere Menschen sollen in Nordrhein-Westfalen sicher, selbstbestimmt und 228 
diskriminierungsfrei leben können – unabhängig von Wohnort, Alter, Herkunft oder 229 
Geschlechtsidentität. Doch Beratungsangebote sind vielerorts unterfinanziert und 230 
besonders im ländlichen Raum fehlen Schutz- und Begegnungsorte. Vor allem queere Kinder 231 
und Jugendliche sind gefährdet. Viele erleben Ablehnung und finden in Schule und 232 
Jugendhilfe zu wenig Unterstützung.  233 

Wir wollen queere Infrastruktur dauerhaft absichern, Diskriminierung, auch am Arbeitsplatz, 234 
konsequent bekämpfen und Teilhabe stärken. Dafür wollen wir queere Selbstorganisationen 235 
strukturell fördern und ausbauen. Auf Bundesebene und im Bundesrat setzen wir uns für 236 
eine Reform des Abstammungsrechts ein, das Regenbogenfamilien und alternative 237 
Familienformen, wie Mehrelternschaft, vollumfassend rechtlich gleichstellt und absichert. 238 
CSDs, insbesondere in kleineren Regionen, wollen wir finanziell absichern und verstetigen. 239 
Das Referat für gleichgeschlechtliche Lebensweisen soll an die Staatskanzlei angegliedert 240 
werden und damit Queerpolitik als Querschnittsaufgabe verankert werden. Die ARCUS-241 
Stiftung ist die zentrale LSBTIQ*-Bürgerstiftung (Lesbisch, Schwul, Bisexuell, 242 
Transgeschlechtlich, Intergeschlechtlich und Queer) in NRW, die wichtige Bildungsarbeit, 243 
queere Projekte und die historische Aufarbeitung im Land finanziert. Wir wollen die 244 
Landesförderung der ARCUS-Stiftung verlässlich verstetigen, um ein klares Zeichen für die 245 
kollektive Entschädigung für die Diskriminierung und Verfolgung queerer Lebensweisen zu 246 
setzen. 247 

Als Linke wollen wir: 248 
• die Strukturelle Förderung der queeren Selbstorganisationen in NRW verstetigen und 249 

ausbauen 250 
• den Ausbau landesfinanzierter regionaler Beratungs- und Begegnungsstellen, 251 

insbesondere für trans* und inter*, sowie Angebote für queere Jugendliche und 252 
ältere Menschen 253 

• die finanzielle Förderung für CSDs, insbesondere in ländlichen Regionen, verstetigen 254 
und ausbauen 255 

• das Referat für gleichgeschlechtliche Lebensweisen an die Staatskanzlei angliedern  256 
• die ARCUS-Stiftung dauerhaft verlässlich finanzieren als Teil der kollektiven 257 

Entschädigung 258 

7.2.1 Queerfeindliche Gewalt und Diskriminierung endlich bekämpfen 259 

Die Entwicklung der vergangenen Jahre ist alarmierend: Die Zahl der registrierten 260 
queerfeindlichen Straftaten in NRW hat sich in den letzten sieben Jahren fast verzehnfacht 261 
(Innenministerium NRW). 2025 wurden laut Landeskriminalamt 284 Straftaten gegen 262 
sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Vielfalt erfasst, 28 % mehr als im Vorjahr. 263 
Fachstellen gehen zudem von einem hohen Dunkelfeld aus, da viele Betroffene keine 264 
Anzeige erstatten. Queerfeindliche Gewalt und Diskriminierung müssen konsequent 265 
bekämpft werden. Betroffene brauchen verlässliche Unterstützung, unabhängige 266 
Anlaufstellen und eine Polizei, der sie vertrauen können. Dafür müssen Landesgesetze 267 
verbessert und Hilfsstrukturen ausgebaut werden. Deswegen fordern wir die Verschärfung 268 
des Landesantidiskriminierungsgesetzes und Einführung von unabhängigen 269 
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Beratungsstellen in den Kommunen, die Betroffene von queerfeindlicher Diskriminierung 270 
sowie von Hasskriminalität und Gewalt unterstützen, explizit auch mit kostenloser 271 
Rechtsberatung. Das Gültigkeitsgebiet auf kommunaler Ebene soll ausgeweitet werden, 272 
sowie ein vereinfachtes Klagerecht für Vereine und Verbände eingeführt werden. Unser 273 
langfristiges Ziel ist außerdem die Polizei zu einer bürgernahen und diskriminierungsarmen 274 
Institution zu reformieren. 275 

Die Lebensrealität für trans*, intergeschlechtliche, nicht-binäre und agender Personen 276 
(TINA*) ist nach wie vor von Ausgrenzung, struktureller Benachteiligung und einer erhöhten 277 
Gefährdung durch Hasskriminalität geprägt. Das bestehende Hilfesystem in NRW offenbart 278 
für TINA*-Personen eine Schutzlücke: Es fehlen flächendeckend spezialisierte Anlaufstellen, 279 
Krisenwohnungen und Notunterkünfte für TINA*-Personen. Da herkömmliche Frauenhäuser 280 
und bestehende Wohnungsloseneinrichtungen aufgrund mangelnder Kapazitäten, fehlender 281 
geschlechtersensibler Schulungen oder starrer binärer Aufnahmekonzeptionen diese 282 
Betroffenen häufig nicht aufnehmen oder tatsächlich entsprechend schützen können, 283 
stehen schutzsuchende Menschen in existentiellen Krisen oft vor verschlossenen 284 
Türen. Deshalb fordern wir eine inklusive Öffnung des bestehenden Systems durch 285 
strukturelle, personelle und bauliche Stärkung von Frauenhäusern 286 
und Gewaltschutzeinrichtungen, gekoppelt an verpflichtende Weiterbildungsangebote für 287 
das Personal, um bestehende Barrieren abzubauen und eine intersektionale, sichere 288 
Aufnahme aller von patriarchaler und häuslicher Gewalt betroffenen Personen zu 289 
garantieren. 290 

Als Linke wollen wir: 291 
• die Verschärfung des Landesantidiskriminierungsgesetzes durch Einführung von 292 

unabhängigen Beratungsstellen in den Kommunen mit kostenloser Rechtsberatung 293 
und Ausweitung des Gültigkeitgebiets, sowie vereinfachtes Klagerecht für Vereine 294 

• die Erfassung queerfeindlicher Straftaten in der Kriminalstatistik verbessern 295 
• Schutzräume für queere Opfer häuslicher und familiärer Gewalt schaffen und 296 

verankern  297 
• unabhängige Melde- und Opferberatungsstellen für Opfer von queerfeindlicher 298 

Gewalt schaffen, ausbauen und verankern 299 
• spezialisierte Anlaufstellen für TINA*-Personen, sowie eine inklusive Öffnung des 300 

Hilfesystems für Notunterkünfte und Krisenwohnungen 301 

7.2.2 Jede*r hat das Recht auf queere Bildung 302 

Jedes Kind und jeder junge Mensch hat das Recht auf queere Bildung. Schulen und 303 
Bildungseinrichtungen müssen Orte sein, an denen Vielfalt sichtbar ist und Ausgrenzung 304 
keinen Platz hat. Gleichzeitig braucht es mehr Wissen über queere Geschichte und 305 
Lebensrealitäten, sowohl in der Bildung als auch in Forschung und Erinnerungskultur. Das 306 
erfordert auch eine umfassende Aufarbeitung der Emanzipations- und 307 
Verfolgungsgeschichte(n) queerer Menschen in NRW. Wir wollen queere Bildungsträger, 308 
Vereine und Verbände fördern und stärken, sowie queere Bildung strukturell in 309 
Bildungsplänen verankern. Dazu wollen wir Projekte wie „Schule der Vielfalt“ deutlich 310 
ausbauen und verankern. Außerdem braucht es Richtlinien zur Sexualerziehung, die nicht 311 
auf diskriminierenden und heteronormativen Vorstellungen beruht. Dafür braucht es 312 
verbindliche Fortbildungen in der Sexualpädagogik. Wir unterstützen den Aufbau eines 313 
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interdisziplinären Instituts zur Erforschung queerer Lebensrealitäten, welches die 314 
Erkenntnisse in einem Archiv anlegt.  315 

Als Linke wollen wir: 316 
• einen Bildungsplan, der geschlechtliche und sexuelle Vielfalt, sowie queere 317 

Geschichte und Sensibilisierung für Queerfeindlichkeit behandelt 318 
• die Richtlinien des Landes zur Sexualerziehung ohne diskriminierende und 319 

heteronormative Vorstellungen, sowie verbindliche Fortbildungen zur 320 
Sexualpädagogik ausbauen 321 

• umfassende Aufarbeitung der Emanzipations- und Verfolgungsgeschichte(n) queerer 322 
Menschen in NRW und eine angemessene Berücksichtigung in der Bildungs-, 323 
Gedenk- sowie der Ausstellungspolitik des Landes 324 

• den Aufbau eines interdisziplinären Instituts zur Erforschung queerer Lebenswelten 325 
und eines entsprechenden Archivs 326 

7.2.3 Queere Gesundheitsversorgung in NRW stärken 327 

Queere Menschen erleben im Gesundheitssystem noch immer Diskriminierung, lange 328 
Wartezeiten und fehlende spezialisierte Angebote. Besonders trans*, inter* und nicht-binäre 329 
Menschen brauchen wohnortnahe Beratung, psychosoziale Begleitung und eine verlässliche 330 
Gesundheitsversorgung. Gerade auf dem Land sind benötigte Angebote nicht vorhanden. 331 
Queere Gesundheitsthemen müssen fester Bestandteil medizinischer Ausbildungen und 332 
Weiterbildungen sein. Dafür wollen wir bestehende Angebote stärken und neue schaffen. 333 
Auf Bundesebene und im Bundesrat setzen wir uns für eine Verbesserung der 334 
psychotherapeutischen Versorgung durch den Ausbau von Kassensitzen ein. Für Familien 335 
mit intersexuellen Kindern wollen wir unabhängige Beratungsangebote schaffe, um verfrühte 336 
operative Eingriffe bzw. hormonelle Medikationen und die damit einhergehende 337 
Traumatisierungen zu verhindern. 338 

Als Linke wollen wir: 339 
• queere Gesundheitsthemen als festen Bestandteil medizinischer Aus- und 340 

Weiterbildung 341 
• die Beratung, sowie psychische und soziale Begleitung von Trans*-, Inter- und nicht 342 

binären Personen, geschlechtsangleichende Leistungen und Gesundheitszentren, wie 343 
zum Beispiel die AIDS-Hilfe, ausbauen und ausreichend finanzieren 344 

• unabhängige Beratungsangebote für Familien mit intersexuellen Kindern schaffen 345 

7.2.4 Vielfältige und diskriminierungsfreie Kommunen für jung und alt 346 

Queere Menschen müssen überall in NRW sichtbar und sicher leben können, auch außerhalb 347 
der Großstädte. Dazu gehören diskriminierungsfreie Behörden, soziale Treffpunkte, 348 
Kulturorte und Angebote gegen Einsamkeit im Alter. Wir wollen Jugend- und 349 
Senior*innenarbeit als Pflichtaufgabe von Kommunen verankern. Gegen die Vereinsamung 350 
von queeren Senior*innen wollen wir vorgehen, indem wir Projekten zu gemeinsamem 351 
Wohnen, Generationenhäusern und queeren Kulturangebote fördern. Auch queere Clubs und 352 
Bars sind wichtige Kulturorte. Diese wollen wir verlässlich absichern und erhalten. Behörden 353 
und öffentliche Institutionen müssen neben barrierearm auch diskriminierungsfrei gestaltet 354 
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werden. Dafür sind eine geschlechtersensible Ansprache und die Möglichkeit der 355 
Wahlfreiheit der Anrede unverzichtbar. 356 

Als Linke wollen wir: 357 
• Angebote gegen die Vereinsamung von queeren Senior*innen fördern  358 
• Queere Clubs und Bars erhalten und absichern 359 
• Behörden und öffentliche Institution diskriminierungsfrei gestalten mit 360 

geschlechtssensibler Ansprache und die Möglichkeit der Wahlfreiheit der Anrede 361 

7.2.5 Migration, Flucht und soziale Teilhabe: 362 

Queere Menschen mit Flucht- oder Migrationserfahrung erleben oft Mehrfachdiskriminierung 363 
auch in der queeren Community. Sie brauchen sichere Unterbringung, spezialisierte 364 
Beratung, sowie Schutz vor Gewalt und Ausgrenzung. Wir wollen bestehende Projekte, wie 365 
die landesweite Fachstelle #MehrAlsQueer (#MAQ), stärken und neue Angebote schaffen. 366 
Wir sind gegen das Konzept der sogenannten „sicheren Herkunftsländer“. Denn häufig sind 367 
insbesondere queere Menschen in diesen Ländern nicht sicher und massiver staatlicher 368 
Repression oder Kriminalisierung ausgesetzt. Anlaufstellen für queere Geflüchtete wollen wir 369 
ausbauen, damit diese einen Teil zur Integrationsarbeit beitragen können, sowie Rassismus 370 
innerhalb der queeren Community wirksam entgegenwirken können. 371 

Als Linke wollen wir: 372 
• Projekte und Vereine mit den Schwerpunkten Queer und Migration fördern und 373 

ausbauen 374 
• den Ausbau von Anlaufstellen für queere Geflüchtete 375 

 376 
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7.3. Gleiche Rechte und Chancen für Migrant*innen 377 

Nordrhein-Westfalen war schon immer und ist bis heute ein Einwanderungsland. Millionen 378 
Menschen, rund ein Drittel der Bevölkerung, mit internationaler Familiengeschichte leben, 379 
arbeiten, lernen und engagieren sich hier. Egal ob in Großstädten oder auf dem Dorf: Wir 380 
Menschen mit und ohne Einwanderungsgeschichte sind Nachbar*innen, Freund*innen, 381 
Arbeitskolleg*innen und oft auch Familie. Migration ist kein Randthema, sondern schon 382 
lange Teil unseres Landes. In vielen Städten und Schulen sind junge Menschen mit 383 
Einwanderungsgeschichte längst die Mehrheit. 384 

Dennoch erleben viele Menschen mit Einwanderungsgeschichte weiterhin rassistische 385 
Diskriminierung, soziale Ausgrenzung und rechtliche Ungleichbehandlung. Migrant*innen 386 
haben zudem ein größeres Armutsrisiko als Menschen ohne Einwanderungsgeschichte. 387 

Diese Ungleichheit ist politisch gemacht und sie kann politisch überwunden werden. 388 

Sicherheit muss aus migrantischer Perspektive neu gedacht werden: Sie bedeutet Teilhabe 389 
und Zuversicht in allen Lebenslagen – vom sicheren Aufwachsen der Kinder in Kita, Schule 390 
und Studium über eine diskriminierungsfreie, gerecht entlohnte Arbeit bis hin zum Schutz im 391 
Krankheitsfall und einem würdevollen Lebensabend. 392 

Als Linke stehen wir für eine Migrationspolitik, die  393 

• solidarisch  394 
• menschenrechtsbasiert 395 
• und sozial ist.  396 

Unser Ziel ist eine Gesellschaft, in der Herkunft keine Barriere ist, sondern Vielfalt als Stärke 397 
verstanden wird. Alle Menschen sollen unabhängig von ihrem Hintergrund die gleichen 398 
Möglichkeiten zur Entfaltung ihrer Fähigkeiten erhalten. 399 

Viele Maßnahmen im Politikfeld Migration kann der Landtag beschließen, die wir in den 400 
Unterkapiteln 7.3.4 bis 7.3.13 nach Themenbereichen sortiert vorstellen. 401 

Den rechtlichen Rahmen der Migrationspolitik setzt zugleich der Bundestag, manches wird 402 
auch in den Kommunen, den Städten und Gemeinden geregelt. Mit unserer 403 
Bundestagsfraktion und unseren vielen Kommunalpolitiker*innen setzen wir uns auch dort 404 
für Verbesserungen und den Abbau von Rassismus und Diskriminierung ein. 405 

Unsere Migrationspolitik ruht auf drei gleichwertigen und untrennbaren Säulen:  406 

• Einwanderungspolitik 407 
• Integrationspolitik 408 
• Asylpolitik 409 

7.3.1 Einwanderung: Gleiche Rechte, gleiche Chancen 410 

Migration ist und bleibt ein wesentlicher Bestandteil unseres Landes. Menschen kommen 411 
nach NRW, um zu arbeiten, zu lernen, ihre Familien zusammenzuführen oder sich eine 412 
Zukunft aufzubauen. Doch statt klarer Perspektiven ist das Leben vieler Zugewanderter 413 
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geprägt von Unsicherheit, einem prekären Aufenthaltsstatus und eingeschränkten Rechten. 414 
Wir Linken treten für gleiche Rechte und Chancen ein. 415 

Als Linke wollen wir deutschlandweit für eingewanderte und dauerhaft hier lebende 416 
Menschen: 417 

• gleiche soziale und politische Rechte unabhängig vom Pass 418 
• den Abbau diskriminierende Sonderregelungen im Aufenthalts- und Sozialrecht 419 
• einen freien Zugang zu Ausbildung und Arbeit  420 

7.3.2 Integrationspolitik: Vielfalt und Teilhabe statt Ausgrenzung 421 

Menschen mit internationaler Familiengeschichte, die seit Jahrzehnten hier leben oder hier 422 
geboren wurden, haben das Land wirtschaftlich, kulturell und gesellschaftlich entscheidend 423 
mit aufgebaut. Besonders die erste Generation der sogenannten Gastarbeiter*innen hat 424 
unter schwierigen Bedingungen einen enormen Beitrag zum Wiederaufbau und Wohlstand 425 
geleistet, wird jedoch bis heute nicht ausreichend anerkannt oder sichtbar gewürdigt. Statt 426 
Defizitorientierung braucht es endlich eine Politik der Anerkennung und Förderung von 427 
Potenzialen. 428 

Integration ist keine Bringschuld der Betroffenen allein, sondern eine 429 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Doch Integration wird häufig durch Kürzungen, 430 
Unterfinanzierung und institutionelle Diskriminierung behindert. Bildung, Arbeit, Wohnen und 431 
politische Teilhabe sind weiterhin stark von Herkunft und sozialem Status abhängig. Wir 432 
Linken wollen diesen Abwärtstrend aufhalten. 433 

Integrationspolitik heißt für uns: soziale Ungleichheit abbauen, Rechte stärken und echte 434 
Teilhabe ermöglichen anstelle von Kontrolle, Abschreckung oder Anpassungsdruck. 435 

Als Linke wollen wir deutschlandweit für eingewanderte Menschen: 436 
• die gesicherte Finanzierung von Integrationskursen 437 
• den Umbau der Ausländerbehörden zu barrierefreien, echten Willkommens- und 438 

Serviecestellen mit ausreichendem Personal und Beschwerdestrukturen 439 
• mehr Repräsentation von Menschen mit Migrationsgeschichte in Verwaltung, 440 

Behörden und Politik 441 
• die Rechte von Menschen mit Behinderung und pflegenden Angehörigen auch im 442 

Aufenthaltsrecht verankern 443 
• die Anerkennung des Leids und die Entschädigung der Opfer von polizeilicher und 444 

rassistischer Gewalt 445 

7.3.3 Asyl, Flucht und Menschenrechte 446 

Menschen fliehen vor Krieg, Verfolgung, Armut, Gewalt und den Folgen der 447 
Klimakatastrophe. Ihnen Schutz zu gewähren, ist eine humanitäre Verpflichtung und ein 448 
grundlegendes Menschenrecht. Das Recht auf Asyl darf nicht ausgehöhlt werden. Die 449 
aktuelle Asylpolitik in Bund und Ländern ist jedoch zunehmend von Abschottung, 450 
Entrechtung und Abschreckung geprägt – auch in Nordrhein-Westfalen. 451 

Statt weiter systematisch Fluchtursachen wie Waffen, Umwelt- und Klimazerstörung sowie 452 
Armut zu exportieren, wollen wir globale Ungerechtigkeiten überwinden, Demokratie und 453 
soziale Bewegungen von unten unterstützen und Menschen in Not effektiv helfen. 454 
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Wir Linken stehen für eine solidarische, menschenrechtsbasierte Asylpolitik. Geflüchtete 455 
Menschen brauchen Sicherheit, Perspektiven und gesellschaftliche Teilhabe statt Angst vor 456 
Ausgrenzung und Abschiebung. 457 

Als Linke wollen wir deutschlandweit und in der EU: 458 
• keine Festung Europa, die Menschen im Mittelmeer ertrinken oder in der Wüste 459 

verdursten lässt 460 
• sichere, legale Fluchtwege 461 
• mehr Geld für die Kommunen, in denen Menschen Zuflucht finden 462 
• Die dafür notwendigen Mittel wollen wir unter anderem dadurch bereitstellen, dass 463 

kein neues Abschiebegefängnis in Mönchengladbach gebaut wird. 464 

7.3.4. Gleichberechtigung schaffen, Barrieren abbauen, Wahlrecht für alle 465 

Millionen Menschen leben, arbeiten, gründen Familien und engagieren sich hier. Oft seit 466 
Jahrzehnten. Dennoch sind viele von politischen Entscheidungen betroffen, ohne 467 
gleichberechtigt mitentscheiden zu können. Eine demokratische Gesellschaft darf Menschen 468 
nicht aufgrund ihres Passes von Mitbestimmung ausschließen. Für Die Linke NRW gehören 469 
politische Teilhabe, gleiche Rechte und Transparenz zu den Grundvoraussetzungen einer 470 
solidarischen Einwanderungsgesellschaft. Wer hier lebt, muss dieselben demokratischen 471 
Rechte haben und Zugang zu allen Informationen erhalten, die das eigene Leben betreffen. 472 

Menschen gestalten NRW jeden Tag mit – unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit. 473 
Demokratie darf nicht an Pässen scheitern. Deshalb setzen wir uns für gleiche politische 474 
Rechte und echte Mitbestimmung aller langfristig hier lebenden Menschen ein. 475 

Als Linke wollen wir: 476 
• das Wahlrecht für alle Menschen, die dauerhaft ihren Lebensmittelpunkt in NRW 477 

haben 478 
• Zugang von Menschen mit Gestattung und Duldung zu den Wahlen zum Ausschuss 479 

für Chancengleichheit und Integration  480 

Rechte kann nur wahrnehmen, wer sie kennt. Staatliches Handeln muss nachvollziehbar sein 481 
und Menschen unabhängig von ihrer Herkunft erreichen. 482 

Daher setzen wir uns dafür ein, dass alle Erlasse des Landtages, insbesondere auch 483 
diejenigen, die zugewanderte Menschen betreffen, veröffentlicht werden. Grundlegende 484 
Erlasse sind in verschiedene Sprachen zu übersetzen, damit die Betroffenen sie verstehen 485 
können. 486 

Als Linke wollen wir: 487 
• transparente Veröffentlichung von Erlassen und Gesetzen, die Menschen mit 488 

internationaler Familiengeschichte betreffen 489 
• Übersetzung der Erlasse und Gesetze in verschiedene Sprachen  490 

7.3.5. Schutz vor Diskriminierung, Rassismus und Ausgrenzung 491 

Rassismus und Diskriminierung beschränken Lebenschancen, verhindern gesellschaftliche 492 
Teilhabe und untergraben demokratischen Zusammenhalt. Sie wirken nicht nur im Alltag, 493 
sondern auch in Behörden, Schulen, auf dem Wohnungsmarkt und in staatlichen 494 
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Institutionen. Die Linke NRW tritt für eine Gesellschaft ein, in der Menschen unabhängig von 495 
Herkunft, Hautfarbe oder Religionszugehörigkeit gleichbehandelt werden. Dafür braucht es 496 
wirksame Schutzstrukturen, starke Beratungsangebote und den konsequenten Abbau 497 
institutioneller Diskriminierung. 498 

Diskriminierung muss sichtbar gemacht und wirksam bekämpft werden. Menschen brauchen 499 
unabhängige Stellen, die sie unterstützen und Missstände benennen. 500 

Um Rassismus vorzubeugen und zu bekämpfen, ist es notwendig, 501 
Antidiskriminierungsberatungsstellen aus- und aufzubauen. Diese müssen die Möglichkeit 502 
haben, sich sowohl bei strukturellen als auch bei konkreten Einzelfällen einzubringen. 503 

Als Linke wollen wir: 504 

- Ausbau und Stärkung der Antidiskriminierungsberatung  505 
- Ausweitung des Geltungsbereiches des Landesantidiskriminierungsgesetzes auf 506 

Kommunal- und Kreisebene  507 
- Abbau institutioneller Diskriminierung in Bildung, Verwaltung, Wohnungs- und 508 

Arbeitsmarkt  509 
- Abbau von institutionellem Rassismus und Racial Profiling durch Polizei und Behörden 510 

7.3.6 Queere Migrant*innen stärken  511 

Queere Menschen mit Flucht- oder Migrationserfahrung erleben oft Mehrfachdiskriminierung 512 
auch in der queeren Community. Sie brauchen sichere Unterbringung, spezialisierte 513 
Beratung, sowie Schutz vor Gewalt und Ausgrenzung. Wir wollen bestehende Projekte, wie 514 
die landesweite Fachstelle #MehrAlsQueer (#MAQ), stärken und neue Angebote schaffen. 515 
Wir sind gegen das Konzept der sogenannten „sicheren Herkunftsländer“. Denn häufig sind 516 
insbesondere queere Menschen in diesen Ländern nicht sicher und massiver staatlicher 517 
Repression oder Kriminalisierung ausgesetzt. Anlaufstellen für queere Geflüchtete wollen wir 518 
ausbauen, damit diese einen Teil zur Integrationsarbeit beitragen können, sowie Rassismus 519 
innerhalb der queeren Community wirksam entgegenwirken können. 520 

Als Linke wollen wir: 521 
• Projekte und Vereine mit den Schwerpunkten Queer und Migration fördern und 522 

ausbauen 523 
• Ausbau von Anlaufstellen für queere Geflüchtete 524 

7.3.7 Aufenthalt, Einbürgerung und Familien 525 

Für viele eingewanderte Menschen bedeutet Migration vor allem eines: die Hoffnung auf 526 
Sicherheit und eine langfristige Perspektive. Doch komplizierte Aufenthaltsregelungen, 527 
Kettenduldungen und unsichere Rechtslagen verhindern oft ein selbstbestimmtes Leben. 528 
Die Linke NRW setzt auf Verlässlichkeit statt Unsicherheit und auf soziale Bindungen statt 529 
bürokratischer Hürden. 530 
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Als Linke wollen wir: 531 
• schnelle und rechtssichere Bearbeitung von Aufenthaltstiteln und 532 

Einbürgerungsanträgen  533 
• rückwirkende Erteilung des Aufenthaltstitels ab Antragstellung  534 
• Ausbau unabhängiger Rechtsberatung  535 
• Wer arbeitet, muss eine langfristige Aufenthaltserlaubnis erhalten 536 

Ein großer Antrieb für Migration ist der verständliche Wunsch, seiner Familie ein besseres 537 
Leben zu ermöglichen. Oft kann sich nur ein Familienmitglied auf den Weg begeben, in der 538 
Hoffnung, die Familie irgendwann sicher nachholen zu können. Partner*innen sollten 539 
zusammenleben und Kinder in Sicherheit bei beiden Elternteilen aufwachsen. Das ist nicht 540 
nur menschlich geboten, sondern erhöht die Chancen einer erfolgreichen Integration auch 541 
massiv.  542 

Das Gesetz definiert Familie aktuell nur über biologische Verwandtschaft oder die Ehe. Das 543 
entspricht nicht der Lebensrealität vieler Menschen. Ein besseres Konzept ist das der 544 
„sozialen Familie“, die sich über dauerhafte emotionale Fürsorge und soziale Verantwortung 545 
füreinander definiert.  546 

Als Linke wollen wir: 547 
• ein Umdenken von der rechtlichen zur sozialen Familie  548 
• eine Bundesratsinitiative für Familiennachzug als Grundrecht und nicht als Gnadenakt  549 
• eine Bundesratsinitiative für sichere und verlässliche Aufenthaltsrechte statt 550 

Kettenduldungen und dauerhafter Unsicherheit  551 

Die Strukturen in diesem Land sind komplex, sie zu verstehen braucht Zeit. Wir lehnen es 552 
daher ab, dass die Migrationsberatung für Erwachsene nur für fünf Jahre in Anspruch 553 
genommen werden kann. Wir wollen dem ein vollumfängliches Beratungsangebot 554 
entgegensetzen, das Menschen ohne deutschen Pass bis zur Einbürgerung begleitet. Wir 555 
setzen uns dafür ein, dass die zuständigen Behörden bei der Beantragung der deutschen 556 
Staatsangehörigkeit und bei Anträgen auf Aufenthaltsverfestigung zeitnah entscheiden, 557 
anstatt Abschiebungen voranzutreiben. Die oft monatelangen Bearbeitungszeiten bei 558 
Aufenthaltstiteln führen zu einem Stau bei der weiteren Aufenthaltsverfestigung, der 559 
aufgelöst werden muss. 560 

7.3.8 Arbeit, Ausbildung und Anerkennung von Qualifikationen 561 

Einwandernde Menschen bringen berufliche Erfahrungen, Qualifikationen und Fähigkeiten 562 
nach Nordrhein-Westfalen mit. Gleichzeitig fehlen in vielen Branchen Fachkräfte. Wir fordern 563 
die Abschaffung elitärer Zugangshürden und langjähriger Anerkennungsverfahren von 564 
Abschlüssen. Stattdessen fordern wir staatlich geförderte Programme, die sich auf die 565 
Anerkennung realer Fähigkeiten konzentrieren, statt ausschließlich auf formalen 566 
Abschlüssen zu basieren. 567 

Eine gerechte Migrationspolitik nutzt vorhandene Potenziale, schützt vor Ausbeutung und 568 
schafft faire Zugänge zum Arbeitsmarkt. 569 

Viele Menschen kommen innerhalb der EU nach Deutschland, um zu arbeiten und sich ein 570 
besseres Leben aufzubauen. Besonders Arbeitsmigrant*innen aus Ländern wie Rumänien 571 
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oder Bulgarien sind jedoch häufig von Ausbeutung, Lohndumping und prekären 572 
Wohnverhältnissen betroffen. Profiteure sind skrupellose Immobilienbesitzer*innen und 573 
weitere Ausbeuter*innen, die Menschenrechte dem Profit unterordnen. Wir setzen uns dafür 574 
ein, dass dies endlich endet und fordern Solidarität statt Ausgrenzung. 575 

Als Linke wollen wir: 576 
• die schnelle, kostenarme und unbürokratische Anerkennung ausländischer Berufs- 577 

und Studienabschlüsse  578 
• die Dauer von Anerkennungsverfahren auf maximal drei Monate begrenzen 579 
• keine unverhältnismäßigen Gebühren  580 
• vorläufige Gleichwertigkeitsbescheinigungen ermöglichen  581 
• gesetzlich garantierte Bearbeitungsfristen, Gebührenbefreiungen und Anerkennung 582 

bei unvollständigen Unterlagen  583 
• staatlich geförderte Programme zur Anerkennung realer Fähigkeiten  584 
• den uneingeschränkter Zugang zu Bildung, Arbeit und Ausbildung  585 

Wer arbeitet, verdient Respekt, faire Löhne und Schutz vor Lohndumping. Deshalb lehnen 586 
wir die Unterschreitung des Mindestlohnes bei Saisonarbeiter*innen ab. 587 

7.3.9 Sprache, Bildung und interkulturelle Kompetenz  588 

Bildung entscheidet maßgeblich über gesellschaftliche Teilhabe. Dennoch hängen 589 
Bildungschancen in NRW noch immer stark von Herkunft und sozialem Status ab. Die Linke 590 
NRW will gleiche Chancen für alle Kinder und Jugendlichen schaffen und Mehrsprachigkeit 591 
als gesellschaftliche Stärke fördern. 592 

Als Linke wollen wir: 593 
• gleiche Bildungschancen für alle Kinder durch bessere Ausstattung von Schulen, 594 

insbesondere in benachteiligten Stadtteilen  595 
• die frühzeitige und gezielte Förderung in Bildungseinrichtungen  596 

Deutsch zu lernen ist für viele Migrant*innen das erste Ziel. Es ermöglicht ihnen am 597 
gesellschaftlichen Leben teilzunehmen und auf eigenen Beinen zu stehen. Dafür muss die 598 
Sprachförderung allen offenstehen und verlässlich finanziert werden. Das ist in NRW bisher 599 
nicht der Fall. 600 

Als Linke wollen wir: 601 
• die gesicherte Finanzierung von Integrationskursen durch das Land NRW  602 
• finanzielle Auffangmöglichkeiten des Landes bei Kürzungen der Bundes-Mittel 603 
• eine frühzeitige, bedarfsgerechte und kostenfreie Sprachförderung  604 

Wir setzen auf den Abbau institutioneller Diskriminierung sowie die Anerkennung und 605 
Würdigung von Mehrsprachigkeit und interkultureller Kompetenz als gesellschaftliche 606 
Stärken und Ressourcen. In Behörden, Verwaltungen, Schulen und im öffentlichen Dienst 607 
sollen diese Schlüsselkompetenzen verbindlicher Standard werden. 608 
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Als Linke wollen wir: 609 
• die Anerkennung und Würdigung von Mehrsprachigkeit und interkultureller 610 

Kompetenz als gesellschaftliche Stärke  611 
• die verbindliche Anerkennung von Mehrsprachigkeit und interkultureller Kompetenz 612 

als Qualifikation in öffentlichen Institutionen  613 
• mehrsprachige Angebote und gezielte Rekrutierung von Menschen mit internationaler 614 

Familiengeschichte  615 

7.3.10 Gesundheit, Inklusion und Altern in Würde 616 

Menschen mit Behinderung und pflegende Angehörige werden von uns nicht vergessen. Wir 617 
wollen ihre Bedürfnisse in jedem ausländerrechtlichen Erlass berücksichtigt sehen. Wir 618 
wollen, dass ihnen die Verfestigung ihres Aufenthaltes wegen einer Behinderung oder 619 
wegen erbrachter Pflegeleistungen nicht verweigert wird. 620 

Die erste Generation der sogenannten Gastarbeiter*innen ist heute im weit 621 
fortgeschrittenen Rentenalter. Damals wurden diese Menschen auf unwürdigste Art in 622 
dieses Land geholt und ausgebeutet. Heute, mehr als 60 Jahre später, hat diese Generation 623 
und alle, die noch hinzuklommen, einen würdevollen Lebensabend verdient. 624 

Wer dieses Land mit aufgebaut hat, verdient Respekt bis zum Lebensende und darüber 625 
hinaus. Leider sind viele Pflegeeinrichtungen nicht auf Sprachbarrieren und religionssensible 626 
Pflege vorbereitet. Außerdem fehlt es an Bestattungsmöglichkeiten, die den religiösen und 627 
kulturellen Wünschen der Menschen entsprechen. 628 

Als Linke wollen wir: 629 
• die Schulung von Pflegepersonal in Diversität sowie interkultureller und 630 

religionssensibler Pflege  631 
• die flächendeckende Einrichtung kultursensibler Friedhöfe und interkultureller 632 

Bestattungsmöglichkeiten  633 

Wer ein Familienmitglied pflegt, gerät zusätzlich unter Druck, alle Aufenthaltsrechtlichen 634 
Regeln einzuhalten. Aber auch pflegebedürftige Personen können Probleme mit ihrem 635 
Aufenthaltsstatus bekommen. Wer sich für jemanden einsetzt oder selbst auf Hilfe 636 
angewiesen ist, sollte nicht zusätzlich belastet werden. 637 

Als Linke wollen wir: 638 
• die Rechte von Menschen mit Behinderung und pflegenden Angehörigen in das 639 

Aufenthaltsrecht aufnehmen 640 
• in jedem ausländerrechtlichen Erlass ihre Bedürfnisse berücksichtigen 641 
• dass das Leisten oder Empfangen von Pflege keine negativen Auswirkungen auf den 642 

Aufenthaltsstatus haben 643 

7.3.11 Beratung, Verwaltung und Willkommensstrukturen 644 

Die Ausländerbehörden sind nicht zufällig im Krisenmodus, sondern das Ergebnis 645 
jahrelanger politischer Unterfinanzierung, fehlender Stellen und einer bewusst restriktiven 646 
Migrationspolitik. Für Betroffene bedeuten dies monatelange Wartezeiten, Unsicherheit, 647 
rassistische Diskriminierung und existenzielle Folgen wie Jobverlust, Familientrennungen 648 
oder bedrohte Aufenthaltstitel. 649 
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Integration gelingt nicht durch Kontrolle und Bürokratie, sondern durch Unterstützung, 650 
Beratung und funktionierende öffentliche Strukturen. Viele Menschen erleben Behörden als 651 
überlastet, schwer erreichbar oder abschreckend. Die Linke NRW will eine 652 
Willkommensbehörde, die hilft statt behindert und Menschen auf ihrem Weg begleitet.  653 

Als Linke wollen wir: 654 
• ausreichend Personal  655 
• die barrierefreie Digitalisierung der Verwaltung 656 
• unabhängige Beschwerdestellen  657 
• den Umbau der Ausländerbehörden zu Willkommens- und Servicestellen  658 

Menschen brauchen langfristige Begleitung und verlässliche Unterstützung. Sozialverbände 659 
können die Kommunen hierbei entlasten. Jemand der aktiv nach Hilfe fragt, sollte nicht auf 660 
Grund einer verjährten Frist im Regen stehen gelassen werden. Menschen, die den Weg 661 
gehen wollen, deutsche Staatsbürger zu werden, sollten bei dieser Entscheidung unterstützt 662 
werden.  663 

Als Linke wollen wir: 664 
• die Migrationsberatung nicht auf fünf Jahre begrenzen  665 
• vollumfängliches Beratungsangebot bis zur Einbürgerung  666 
• die Übertragung der Arbeit des Kommunalen Integrationsmanagements auf 667 

unabhängige Sozialverbände  668 

7.3.12 Anerkennung und Erinnerung 669 

Menschen mit internationaler Familiengeschichte haben Nordrhein-Westfalen mit aufgebaut. 670 
Wir Linken setzen uns ein für die historische Aufarbeitung und öffentliche Würdigung der 671 
ersten Gastarbeitergeneration: Ihre Geschichte muss verbindlich in die Schulcurricula 672 
aufgenommen werden, um ihren Beitrag als Teil der deutschen Nachkriegsgeschichte 673 
sichtbar zu machen. Ergänzend dazu sind öffentliche Ehrungen, Gedenkorte, Denkmäler und 674 
kulturelle Projekte notwendig, um diese Lebensleistungen dauerhaft im gesellschaftlichen 675 
Bewusstsein zu verankern. 676 

Als Linke wollen wir: 677 
• die historische Aufarbeitung und gesellschaftliche Anerkennung der ersten 678 

Gastarbeitergeneration  679 
• die Aufnahme ihrer Geschichte in die Lehrpläne an Schulen 680 
• öffentliche Ehrungen, Gedenkorte, Statuen und kulturelle Projekte  681 

Zur Anerkennung gehört es auch, die Opfer rassistischen Terrors zu würdigen, unter 682 
anderem in Form von Gedenktafeln und Mahnmalen. So warten die Menschen in Köln seit 683 
über 20 Jahren auf ein Mahnmal für die Opfer des NSU-Anschlags in der Keupstraße. Ein 684 
solches Mahnmal würde ein klares Zeichen setzen: Wir sehen Euch, wir fühlen mit Euch, und 685 
wir erinnern – die Opfer werden nicht in Vergessenheit geraten. Wir Linken unterstützen 686 
solche Gedenkorte als Teil einer antifaschistischen und solidarischen Erinnerungskultur 687 

7.3.13 Schutz und Rechte von Geflüchteten 688 

Menschen, die vor Krieg, Verfolgung oder Not fliehen, haben Anspruch auf Schutz und 689 
menschenwürdige Lebensbedingungen. Geflüchtete dürfen nicht isoliert, entrechtet oder 690 
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ausgegrenzt werden. Teilhabe und Sicherheit sind Grundvoraussetzungen für ein 691 
selbstbestimmtes Leben. 692 

Als Linke wollen wir: 693 
• die Gesundheitskarte für Geflüchtete in allen Kommunen einführen 694 
• Bezahlkarten und Gutscheinsysteme abschaffen 695 
• Den vollumfänglichen Schulbesuch allen Kindern und Jugendlichen ermöglichen, auch 696 

in Sammelunterkünften  697 

Die Unterbringung von Geflüchteten muss Schutz bieten und die Menschenwürde achten. 698 
Sie muss aber auch schlau umgesetzt werden, damit Integration vereinfacht und Konflikte 699 
vermieden werden können. Es darf kein lukratives Modell sein, zu überteuerten Preisen an 700 
Kommunen zu vermieten, weil diese dringend nach Unterbringungsmöglichkeiten suchen.  701 

Als Linke wollen wir: 702 
• eine menschenwürdige Unterbringung mit mindestens 15 Quadratmetern pro Person  703 
• besondere Schutzräume für verletzliche Gruppen  704 
• keinen Profit mit der Unterbringung von Geflüchteten  705 
• die schnelle und dezentrale Unterbringung  706 

Geflüchtete brauchen verlässliche Begleitung. Das leisten heute schon unzählige 707 
Ehrenamtliche, Fachkräfte und Verwaltungsmitarbeiter. Immer knapp gesetzt, immer knapp 708 
finanziert. Damit muss Schluss sein. 709 

Ein weiterer sozialer Kahlschlag für die Betroffenen ist die Kürzung der BAMF-Mittel für 710 
Integrationskurse, die ganze Gruppen von Menschen von diesen Kursen ausschließt. 711 
Deshalb fordern wir finanzielle Auffangmöglichkeiten durch das Land, um weiterhin 712 
ausreichend kostenlose Sprachangebote sichern zu können. 713 

Als Linke wollen wir: 714 
• den Ausbau und die langfristige Finanzierung unabhängiger Beratungsstrukturen  715 
• eine bedarfsgerechte Ausstattung der Träger  716 
• die Stärkung psychosozialer und rechtlicher Beratung  717 
• eine unabhängige Flüchtlingsberatung  718 
• die verlässliche Unterstützung ehrenamtlicher Initiativen  719 
• eine frühzeitige, bedarfsgerechte und kostenfreie Sprachförderung 720 
• die Übernahme der Kosten für Integrationskurse, die vom Bund nicht gefördert 721 

werden 722 

Wir werden uns dafür einsetzen, dass geflüchtete Menschen einen schnellen und sicheren 723 
Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten. Doch selbst mit abgeschlossener Ausbildung oder 724 
langjähriger Berufserfahrung scheitern viele an der mühsamen Anerkennung ihrer 725 
Zeugnisse. Anerkennungsverfahren sollten maximal drei Monate dauern, keine 726 
unverhältnismäßigen Gebühren verlangen und bereits mit einer vorläufigen Bescheinigung 727 
über die Gleichwertigkeit arbeiten – damit Menschen nicht monatelang fachfremd 728 
beschäftigt werden oder in Qualifizierungsschleifen feststecken. Wer arbeitet, muss eine 729 
langfristige Aufenthaltserlaubnis erhalten, um Planungssicherheit für Arbeitgeber und 730 
Arbeitnehmer zu schaffen.  731 
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7.3.14 Menschenrechte schützen, Abschiebungen beenden 732 

Abschiebungen bedeuten für viele Menschen Angst, Traumatisierung und die Rückkehr in 733 
Unsicherheit oder Lebensgefahr. Deshalb fordern wir einen generellen Abschiebestopp in 734 
Nordrhein-Westfalen. 735 

Solange Abschiebungen bundesrechtlich nicht abgeschafft sind, wollen wir als Linke: 736 
• keine Abschiebungen in Kriegs- und Krisengebiete 737 
• keine Sammelabschiebungen 738 
• keine Nachtabschiebungen 739 
• keine Abschiebungen aus Schulen, Kitas, Krankenhäusern oder Schutzräumen 740 
• angekündigte Abschiebungen statt Überrumpelung und Einschüchterung 741 
• ein unabhängiges Abschiebemonitoring von der behördlichen Vorbereitung bis zur 742 

Flugzeugtür 743 
• Reisetauglichkeitsuntersuchungen ausschließlich durch unabhängige Ärztinnen und 744 

Ärzte 745 

Kinder und Jugendliche, kranke und alte Menschen, Schwangere, Menschen mit 746 
Behinderung sowie andere vulnerable Personen dürfen weder abgeschoben noch in 747 
Abschiebehaft genommen werden. Abschiebehaft ist Freiheitsentzug ohne Straftat und 748 
deshalb abzulehnen. Wir fordern die Schließung aller Abschiebehaftanstalten und setzen 749 
uns auf Bundesebene für die vollständige Abschaffung der Abschiebehaft ein. 750 

Auch die Reformen des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) verschärfen die 751 
Entrechtung Schutzsuchender und fördern Lagerunterbringung sowie Abschottung an den 752 
Außengrenzen.  753 

Als Linke wollen wir: 754 
• keine Finanzierung sogenannter Sekundärmigrationszentren mit Landesmitteln 755 
• Landesaufnahmeprogramme für besonders gefährdete und vulnerable Gruppen 756 
• die Finanzierung und Entkriminalisierung der Seenotrettung 757 

 758 
Solange Abschiebehaft noch existiert, müssen mindestens gewährleistet sein: 759 

• menschenwürdige Bedingungen 760 
• unabhängige Kontrollen 761 
• vollständige Transparenz 762 

Geflüchtete Menschen sind Subjekte mit eigenen Rechten und Interessen. Als Betroffene 763 
müssen ihre Perspektiven in politische Entscheidungen einbezogen werden. Das 764 
Engagement vieler Ehrenamtlicher ist ein zentraler Bestandteil einer solidarischen 765 
Flüchtlingspolitik. Wir wollen ehrenamtliche Initiativen stärken, finanziell unterstützen und 766 
ihre Erfahrungen stärker berücksichtigen. Dazu gehören auch die Seenotrettung und das 767 
Kirchenasyl. Kirchenasyl ist Ausdruck humanitärer Verantwortung. Wir respektieren 768 
kirchliches Handeln und lehnen es ab, Kirchenasyl zu kriminalisieren oder zu brechen. 769 

Staatliches Handeln braucht Kontrolle, vor allem, wenn es um ein so wichtiges Menschen- 770 
und Grundrecht geht.  771 
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Als Linke wollen wir: 772 
• ein unabhängiges Abschiebemonitoring  773 
• Reisetauglichkeitsuntersuchungen ausschließlich durch unabhängige Ärztinnen und 774 

Ärzte  775 
• lokale Härtefallkommissionen bei den Ausländerbehörden schaffen 776 
• Entscheidungen transparent, nachvollziehbar und menschenwürdig gestalten 777 

7.3.15 Internationale Solidarität und humane Flüchtlingspolitik 778 

Flucht endet nicht an den Grenzen Europas. Nordrhein-Westfalen muss sich gegen 779 
Abschottungspolitik und für Menschenrechte einsetzen. Humanität bedeutet, 780 
Schutzsuchende aufzunehmen, Leben zu retten und zivilgesellschaftliches Engagement zu 781 
unterstützen. Menschenrechte dürfen nicht geopfert werden. 782 

Als Linke wollen wir: 783 
• keine Finanzierung sogenannter Sekundärmigrationszentren mit Landesmitteln  784 
• Landesaufnahmeprogramme für besonders gefährdete und vulnerable Gruppen  785 
• Finanzierung und Entkriminalisierung der Seenotrettung 786 
• Unterstützung ehrenamtlicher Initiativen, Seenotrettung und Kirchenasyl 787 

 788 
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7.4 Inklusion ist ein Menschenrecht 789 

Inklusion bedeutet für uns die gleichberechtigte Teilhabe aller Menschen in Nordrhein-790 
Westfalen. Inklusion umfasst für uns alle Menschen, die von Ausgrenzung, Benachteiligung 791 
oder Diskriminierung betroffen sind – unabhängig von sozialer Herkunft, Einkommen, Alter, 792 
Geschlecht, geschlechtlicher Identität, sexueller Orientierung, Behinderung, psychischer 793 
oder körperlicher Erkrankung, Sprache, Religion, Herkunft oder Aufenthaltsstatus. 794 

Alle sollen die gleichen Möglichkeiten erhalten, um in vollem Umfang am politischen, 795 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben teilhaben zu können. 796 

Wir verstehen Vielfalt als gesellschaftliche Stärke. Unterschiedliche Lebenslagen, 797 
Erfahrungen und Identitäten bereichern unsere Gesellschaft. Deshalb wenden wir uns gegen 798 
jede Form von Ausgrenzung, Diskriminierung und strukturelle Benachteiligung. Denn für uns 799 
gilt: Barrierefreiheit hilft allen Menschen. Dabei berücksichtigen wir 800 
Mehrfachdiskriminierungen und setzen uns für eine intersektionale Inklusionspolitik ein. 801 

Wir wollen, dass NRW sich als barrierefreies Bundesland definiert, das niemanden ausgrenzt 802 
und in dem alle dazugehören. Barrieren sind dabei nicht nur baulicher Natur. Sie entstehen 803 
auch durch Armut, Bildungsungleichheit, sprachliche Hürden, fehlende digitale Zugänge, 804 
rassistische und sexistische Diskriminierung sowie durch gesellschaftliche Strukturen, die 805 
Menschen von Teilhabe ausschließen. 806 

Als Linke setzen wir uns dafür ein, dass die Landesregierung im Rahmen ihrer gesetzlichen 807 
Möglichkeiten für Förderungen, Nachteilsausgleiche sowie für eine barrierefreie Infrastruktur 808 
sorgt. Gleichzeitig soll das Land soziale, kulturelle, politische und wirtschaftliche Teilhabe für 809 
alle Menschen fördern und bestehende Ungleichheiten aktiv abbauen. 810 

Der übergeordnete rechtliche Rahmen wird dabei mit der in 2009 ratifizierten UN-811 
Behindertenrechtskonvention abgesteckt, die auch die Bundesrepublik Deutschland 812 
unterzeichnet hat. 813 

Unser Verständnis von Inklusion geht jedoch darüber hinaus: Wir verstehen Inklusion als 814 
gesellschaftliches Leitprinzip für alle Menschen, die von Ausgrenzung betroffen sind. 815 
Inklusion ist keine freiwillige sozialpolitische Leistung, sondern ein Menschenrecht und 816 
staatliche Verpflichtung. 817 

7.4.1 Fördermaßnahmen ausbauen statt kürzen 818 

Wir lehnen Kürzungen in der sozialen Absicherung von Menschen mit Behinderung 819 
entschieden ab. Auch weiterhin sollen Menschen mit Behinderung frei ihren Wohnsitz und 820 
ihre Wohnform bestimmen können und einen direkten und barrierefreien Zugang zu 821 
Sozialleistungen wie Grundsicherung, Pflegegeld, Eingliederungshilfe sowie 822 
Unterhaltsvorschuss haben. Es ist insbesondere Unterstützung im bürokratischen Prozess 823 
bei der Beantragung dieser Leistungen zu gewähren. Dies gilt besonders für die 824 
Grundsicherung. 825 
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Als Linke wollen wir: 826 
• Im Rahmen seiner eigenen gesetzlichen Zuständigkeiten soll das Land NRW die 827 

besonderen Sozial- und Förderleistungen für behinderte Menschen erhalten und 828 
ausbauen: Das Land NRW ist gesetzgeberisch zuständig für das Blindengeld und das 829 
Gehörlosengeld. 830 

• Im Rahmen der gesetzgeberischen Zuständigkeit des Bundes soll NRW über die 831 
Länderebene Kürzungen von bestehenden Leistungen für behinderte Menschen 832 
verhindern: 833 

o die Grundsicherung (Umsetzung durch Kommunen/ Jobcenter) 834 
o das Pflegegeld (Umsetzung durch Pflegekasse) 835 
o die Eingliederungshilfe (NRW für Ausgestaltung, konkrete Umsetzung durch 836 

die Landschaftsverbände) 837 
o den Unterhaltsvorschuss (Auszahlung vor Ort Jugendämter) 838 

7.4.2 Mehr Unterstützung für Menschen mit psychischen Erkrankungen 839 

Psychische Erkrankungen werden immer häufiger diagnostiziert: In 2024 wurden 246.000 840 
Menschen mit psychischen Erkrankungen in NRW vollstationär behandelt. 13 Prozent der 841 
Bevölkerung ab 10 Jahren litt in den vergangenen 12 Monaten an einer Depression. Fast die 842 
Hälfte der Frühberentungen sind auf psychische Erkrankungen zurückzuführen. Dazu 843 
kommen die zahlreichen Anerkennungen der Schwerbehinderung (Grad der Behinderung 50 844 
und mehr) aufgrund von chronisch verlaufenden psychischen Erkrankungen.  845 

Diese Zahlen zeigen, dass der Bereich Inklusion für Menschen mit psychischen 846 
Erkrankungen für unser Bundesland enorm wichtig ist. Stigmatisierungen in allen Bereichen 847 
müssen konsequent abgebaut werden. Es benötigt weitere Verbesserungen für die akute 848 
und postakute medizinische und sozialpsychiatrische Versorgung sowie für die Integration in 849 
den Arbeitsmarkt (Quelle für die Zahlen: Statistisches Landesamt IT.NRW/ AOK 850 
Gesundheitsatlas). 851 
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Als Linke wollen wir: 852 
• das Prinzip der Gemeindepsychiatrischen Versorgung (GPV) für alle Kommunen in 853 

NRW 854 
• die Nachhaltige und flächendeckende Versorgung auch in nicht akuten Phasen (z.B. 855 

durch Ambulanzen der Landschaftsverbände LWL und LVR) 856 
• ein Ausreichendes Angebot von geeigneten Arbeitsplätzen für Menschen mit 857 

Behinderungen aufgrund von psychischen Erkrankungen zur aktiven Teilhabe am 858 
Arbeitsmarkt 859 

• keine Weitergabe von personenbezogenen Daten von psychisch erkrankten 860 
Menschen an Sicherheitsbehörden im Rahmen der Neufassung des PsychKG NRW, 861 
damit keine Stigmatisierung stattfinden kann 862 

• den Ausbau niedrigschwelliger psychosozialer Beratungsangebote, sowie 863 
kommunaler Krisendienste 864 

• eine landesweite Strategie zur Suizidprävention und Entstigmatisierung psychischer 865 
Erkrankungen 866 

• deutlich kürzere Wartezeiten auf Psychotherapie und psychiatrische Behandlung 867 
• Leistungen der Eingliederungshilfe, das persönliche Budget und die Koordinierungs-, 868 

Kontakt- und Beratungsangebote (KoKoBe) einfacher zugänglich machen, 869 
Antragsverfahren vereinfachen und Beratungsangebote flächendeckend ausbauen 870 

7.4.3 Neurodiversität anerkennen und fördern 871 

Neurodiversität beschreibt die natürliche Vielfalt, mit der Menschen Reize und Informationen 872 
verarbeiten. Dazu zählen unterschiedliche neurologische Ausprägungen wie Autismus, 873 
ADHS, Dyslexie, Dyskalkulie oder Tourette-Syndrom. Diese Unterschiede sind kein Defizit, 874 
sondern Teil menschlicher Vielfalt mit eigenen Stärken und Perspektiven.  875 

In einer Gesellschaft, die vor allem auf neurotypische Wahrnehmung und Arbeitsweisen 876 
ausgerichtet ist, stoßen neurodivergente Menschen jedoch häufig auf Barrieren: in der 877 
Schule, am Arbeitsplatz, in Behörden und im öffentlichen Raum. Diese Hürden führen zu 878 
Benachteiligung, sozialer Isolation und oft auch zu einer Verschlechterung der mentalen 879 
Gesundheit.  880 

Neurodiversität ernst zu nehmen bedeutet, unser Land so zu gestalten, dass Unterschiede 881 
nicht zur Hürde werden, sondern als Bereicherung für das Zusammenleben verstanden 882 
werden.  883 

Als Linke wollen wir: 884 
• Schulen, Kitas und Hochschulen mit ausreichend qualifiziertem Personal, reizarmen 885 

Lernumgebungen, flexiblen Lernformen, Rückzugsräumen und individueller 886 
Unterstützung ausstatten 887 

• Die Landesverwaltung und landeseigene Einrichtungen kognitiv barrierefrei gestalten 888 
und entsprechende Standards fördern 889 

• Neuroinklusive Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst fördern und Unternehmen 890 
dabei unterstützen 891 

• Aufklärung, Beratung und Sensibilisierung zu Neurodiversität ausbauen 892 

7.4.3 Mehr Unterstützung für gehörlose und sehbehinderte Menschen 893 
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Sowohl gehörlose als auch sehbehinderte Menschen stoßen in vielen Bereichen des Alltags 894 
weiterhin auf Barrieren in Bildungseinrichtungen, im Gesundheitswesen und bei 895 
gesellschaftlicher Teilhabe. 896 

Obwohl beispielsweise die Deutsche Gebärdensprache rechtlich anerkannt ist, führt dies 897 
nicht automatisch zu gleichberechtigter Teilhabe im Alltag. Deshalb braucht es konkrete 898 
politische Maßnahmen, die über reine Anerkennung hinausgehen.  899 

Ein Fokus ist das Gehörlosengeld beziehungsweise das Blindengeld, das in Zuständigkeit 900 
der Länder liegt und in NRW über die Landschaftsverbände (LWL, LVR) organisiert ist. 901 

Als Linke wollen wir: 902 
• die Erhöhung und regelmäßige Anpassung des Gehörlosen- und des Blindengeldes 903 

und eine Vereinfachung der Antragsverfahren 904 
• die Höhe des Gehörlosen und des Blindengeldes den realen Bedürfnissen anpassen 905 
• die Finanzierung von Gebärdendolmetscher*innen und Kommunikationsassistenz für 906 

barrierefreie öffentlichen Bereichen 907 

7.4.4 Inklusion bei der Bildung zum Standard machen 908 

Zugang zu Bildung ist ein zentraler Weg zur Teilhabe an einer Gesellschaft. Darüber hinaus 909 
ist Bildung eine zentrale Zuständigkeit der Bundesländer. Wir begreifen Vielfalt als Stärke 910 
und wollen daher gezielt in ein modernes und barrierefreies Bildungssystem in NRW 911 
investieren, das niemanden zurücklässt. 912 

Die deutsche Gebärdensprache ist eine eigenständige Sprache und ein zentraler Bestandteil 913 
der Kultur vieler gehörloser Menschen. Dennoch fehlt sie im Bildungsalltag nahezu 914 
vollständig. Wir setzen uns dafür ein, dass Schulen in Nordrhein-Westfalen die Möglichkeit 915 
erhalten, Deutsche Gebärdensprache als Wahlfach oder ergänzendes Bildungsangebot 916 
einführen, um Berührungsängste abzubauen, Inklusion früh zu fördern, Kommunikation 917 
zwischen hörenden und gehörlosen Menschen zu verbessern und gesellschaftliche Teilhabe 918 
zu stärken. 919 
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Als Linke wollen wir: 920 
• das Recht auf gemeinsame Bildung: Ausbau und Förderung von inklusiven Kitas und 921 

Schulen. Jedes Kind hat das Recht auf den Besuch einer Regelschule, um gemeinsam 922 
mit allen anderen Kindern, unabhängig ihrer Bedarfe, zu lernen und sich somit eine 923 
gute schulische Basis für das weitere Leben zu schaffen 924 

• eine Personal-Offensive: Sofortige Einstellung von mehr Sonderpädagog*innen, 925 
Schulsozialarbeiter*innen und Integrationshelfer*innen für die Inklusion in 926 
Regelschulen und entsprechende Vergütung und Unterstützung. Gemeinsame 927 
Verantwortung von Lehrkräften und Fachkräften. Bildung von multiprofessionellen 928 
Teams 929 

• eine Barrierefreie Ausstattung: Investitionen in die digitale und physische 930 
Barrierefreiheit aller Bildungseinrichtungen in NRW. 931 

• die Abschaffung des ausgrenzenden Förderschulsystems, das in der UN-932 
Staatenprüfung immer wieder kritisiert wurde. 933 

• die Einführung der deutschen Gebärdensprache als Wahlfach oder ergänzendes 934 
Bildungsangebot an Schulen 935 

7.4.5 Inklusiver Arbeitsmarkt statt Werkstatt-Abhängigkeit 936 

Für uns Linke ist das Ziel von Inklusion auf dem Arbeitsmarkt die gleichberechtigte 937 
Teilnahme von Menschen mit Behinderung. Das muss sich auch in den Arbeitsbedingungen 938 
und der Bezahlung wiederfinden. Seit Jahrzehnten haben sich Strukturen festgesetzt, die 939 
eine Durchlässigkeit zwischen Werkstätten für behinderte Menschen und dem ersten 940 
Arbeitsmarkt nur sehr selten gewährleisten. 941 

Darüber hinaus werden Arbeitnehmer*innen mit Behinderung in Werkstätten häufig weit 942 
unter dem gesetzlichen Mindestlohn bezahlt. Wir treten dafür ein, dass sich die Strukturen 943 
auf dem Arbeitsmarkt entschieden ändern. 944 

Wir setzen uns für eine angemessene Vergütung mit Einhaltung des Mindestlohns ein, damit 945 
von der geleisteten Arbeit auch ein möglichst eigenständiges und selbstbestimmtes Leben 946 
geführt werden kann. Bisher wird in den Werkstätten für Menschen mit Behinderungen nur 947 
ein niedriges Entgelt gezahlt, das rechtlich vom Mindestlohn abgekoppelt ist. Es braucht 948 
auch eine bessere finanzielle und räumliche Ausstattung für Werkstatträte und 949 
Frauenbeauftragte. Für eine Änderung der Gesetzeslage für das Werkstatt-Entgelt benötigt 950 
es eine gesetzliche Änderung des Bundes. Die Landesregierung sollte mit ihren 951 
Möglichkeiten, beispielsweise über den Bundesrat, darauf hinarbeiten.  952 

Im Bundestag setzen wir uns dafür ein, dass vorhandene Schlupflöcher geschlossen 953 
werden, um zu verhindern, dass Unternehmen Strafzahlungen aus Verstößen gegen 954 
Bundesteilhabegesetz (BTHG) steuerlich absetzen können. Wir wollen, dass auch die 955 
Landesregierung über den Bundesrat entsprechenden Druck macht. 956 
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Als Linke wollen wir: 957 
• Den Ausbau der „Landesinitiative NRW inklusiv“, um Unternehmen zu motivieren, die 958 

Pflichtquote zu erfüllen und mehr Menschen mit Behinderung einzustellen 959 
• Ein Budget für Arbeit: Förderung des "Budgets für Arbeit", um den Übergang von 960 

einer Werkstattbeschäftigung in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 961 
• Inklusionsbetriebe stärken: Förderung von Inklusionsunternehmen, die Menschen mit 962 

und ohne Behinderung gemeinsam beschäftigen 963 
• Förderung von Inklusionsabteilungen in den öffentlichen Verwaltungen der 964 

Kommunen 965 
• Städte und Gemeinden sollten Aufträge an Betriebe vergeben, die besonders 966 

Menschen mit Behinderungen beschäftigen 967 

7.4.6 Wohnen und Sozialraum: Barrierefrei leben 968 

Im Alltag von Menschen mit Behinderung spielen die persönliche Wohnsituation sowie das 969 
direkte soziale Umfeld in der weiteren Umgebung eine sehr wichtige Rolle für die Teilhabe. 970 
Wir wollen das persönliche Wohnumfeld barrierefrei gestalten, ebenso wie die Haltestellen 971 
und den Zugang zu den öffentlichen Verkehrsmitteln. 972 

Der Abbau von Barrieren in Wohnungen und im Verkehr nützt nicht nur Menschen mit 973 
Behinderungen, sondern auch anderen Personengruppen wie Senior*innen und Familien mit 974 
kleinen Kindern. 975 

Als Linke wollen wir: 976 
• bei der Wohnraumförderung den verpflichtenden Bau von barrierefreien Wohnungen 977 

in jedem neuen Wohnprojekt 978 
• die Ausweitung des Förderprogramms “Inklusion vor Ort“ des Landes NRW und Aktion 979 

Mensch e.V. auf alle Kommunen in NRW, um inklusive Sozialräume zu schaffen 980 
• einen verbindlichen Plan für einen komplett barrierefreien öffentlichen Nahverkehr bis 981 

2030 (Aufzüge, Busse, Haltestellen) 982 
• die Kommunen in NRW auch finanziell unterstützen, ausreichend kosten- und 983 

barrierefreie Toiletten im öffentlichen Raum zu schaffen 984 
• Förderung inklusiver Wohnprojekte und gemeinschaftlicher Wohnformen 985 
• Rettungsdienste und Leitstellen müssen barrierefrei erreichbar sein und regelmäßig 986 

für den Umgang mit Menschen mit Behinderungen geschult werden. 987 
Kommunikationshilfen und Unterstützungsbedarfe müssen verbindlich berücksichtigt 988 
werden. 989 

• Beratungsstellen, Arztpraxen sowie Rechtsberatungsangebote müssen barrierefrei 990 
beziehungsweise barrierearm erreichbar und nutzbar sein 991 

7.4.7 Politik & Verwaltung: Teilhabe am Alltag 992 

Inklusion sollte auch bei den Behörden und bei der Politik in NRW aktiv gelebt werden. Eine 993 
barrierefreie Teilhabe ist hier noch lange nicht in allen Bereichen und Strukturen vollständig 994 
realisiert. 995 

Unter anderem setzen wir uns für die Schaffung von Inklusionsbeiräten in den Kommunen 996 
ein, die ausschließlich durch Selbstvertretungsorganisationen, betroffene Menschen und 997 
Sozialverbände besetzt werden. Dabei soll die Besetzung der Inklusionsbeiräte 998 
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ausschließlich durch Selbstvertretungsorganisationen, betroffenen Menschen und 999 
Sozialverbänden erfolgen. 1000 

Als Linke wollen wir: 1001 
• Digitale Barrierefreiheit: Umsetzung der BITV NRW (Barrierefreie Informationstechnik-1002 

Verordnung) für alle Behörden und digitalen Angebote in NRW 1003 
• Inklusive Wahlmöglichkeiten: Sicherstellung von barrierefreien Wahllokalen und 1004 

Informationen in Leichter Sprache. 1005 
• die Verpflichtende Einrichtung von Behindertenbeauftragten in jeder Kommune 1006 
• die verpflichtende Einrichtung von Inklusionsbeiräten, ausgestattet mit ausreichenden 1007 

Ressourcen, aktivem Stimm-, Antrags- und Rederecht in den kommunalen Gremien 1008 
• barrierefreie Stadtbibliotheken mit Büchern in Großschrift, Brailleschrift sowie 1009 

Hörbücher und Bücher in Leichter und Einfacher Sprache 1010 

7.4.8 Sport, Kultur & Freizeit: Gemeinsam teilhaben 1011 

Alle Menschen mit Behinderung sollten einen vollständigen Zugang zu den Angeboten in 1012 
Sport und Kultur haben. Auch die anderen Beteiligten profitieren davon, da diese Vielfalt an 1013 
Teilnehmer*innen dem Angebot selbst zugutekommt. Sport, Bewegung und kulturelle 1014 
Teilhabe sind Menschenrechte für alle Bürger*innen. Daher sollten die Bedürfnisse von 1015 
behinderten Menschen bereits in der Planungsphase berücksichtigt werden. 1016 

Wir wollen, dass in NRW ab sofort erheblich mehr Geld in den barrierefreien Umbau von 1017 
Sportstätten, Spielplätzen, Schwimmbäder und Kultureinrichtungen investiert wird. 1018 

Hier für braucht es eigene Finanzmittel des Landes und eine hinreichende Ausfinanzierung 1019 
der Kommunen. 1020 

Das Land NRW muss gewährleisten, dass allen Menschen öffentlich eine Auflistung 1021 
sämtlicher barrierefreien Sport-, Freizeit- und Erholungsstätten zur Verfügung steht. Das 1022 
sieht die UN-Behindertenrechtskonvention (Artikel 9 & Artikel 30) vor. 1023 

Als Linke wollen wir: 1024 
• die konsequente Umsetzung des Landesaktionsplans “Sport und Inklusion“ 2025-1025 

2027 für eine inklusive Sportlandschaft mit mehr Teilhabe durch Sport und Bewegung 1026 
in NRW 1027 

• die Förderung von Sportvereinen, die inklusive Trainingsangebote schaffen 1028 
• den Ausbau barrierefreier Spielplätze und Schwimmbäder 1029 
• alle öffentlich geförderten Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen schrittweise 1030 

vollständig barrierefrei gestalten 1031 

7.4.9 Digitale Teilhabe 1032 

Die Digitalisierung darf keine neuen Barrieren schaffen. Digitale Angebote müssen von 1033 
Anfang an barrierefrei gestaltet werden. Digitale Teilhabe ist Voraussetzung für 1034 
gesellschaftliche, berufliche und politische Teilhabe. 1035 
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Wir Linken wollen: 1036 
• ausschließlich barrierefreie Software und digitale Dienstleistungen in öffentlichen 1037 

Stellen beschaffen 1038 
• Konsequente Umsetzung der Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung (BITV 1039 

NRW) 1040 
• barrierefreie Apps und Internetseiten aller öffentlichen Einrichtungen 1041 
• leichte Sprache, Deutsche Gebärdensprache und Vorlesefunktionen bei allen 1042 

wichtigen digitalen Angeboten 1043 
• den kostenfreien Zugang zu notwendigen Assistenzsystemen für Menschen mit 1044 

Behinderungen. 1045 

7.4.10 Katastrophenschutz inklusiv gestalten 1046 

Menschen mit Behinderungen müssen in Krisen- und Katastrophensituationen besonders 1047 
geschützt werden. Warnsysteme, Evakuierungspläne und Notunterkünfte müssen 1048 
barrierefrei ausgestaltet sein. 1049 

Wir Linken wollen: 1050 
• barrierefreie Warnsysteme für alle Menschen 1051 
• Evakuierungspläne unter Beteiligung von Selbstvertretungsorganisationen entwickeln 1052 
• barrierefreie Notunterkünfte. 1053 
• verpflichtende Berücksichtigung der Belange von Menschen mit Behinderungen im 1054 

Katastrophenschutz des Landes 1055 
• landesweite Hitzeschutzpläne konsequent barrierefrei ausgestalten und im 1056 

Katastrophenschutz umsetzen  1057 
• bei Evakuierungen und Notunterkünften insbesondere den Transport von Rollstühlen, 1058 

medizinischen Hilfsmitteln sowie Assistenzhunden sicherstellen 1059 


